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Die Asylrechts“reform“
Die  EU-Innenminister_Innen  beschlossen  am  8.  Juni  eine  „Reform“  des
Gemeinsamen Europäischen Asylrechts (GEAS), welche für ein Inkrafttreten
nun  nur  noch  die  gesetzgebenden  Institutionen  passieren  muss.  Diese
Reform sieht eine faktische Abschaffung des ohnehin schon eingeschränkten
Asylrechts hunderttausender Geflüchteter vor.

Was besagt die Reform?
Während Politiker_Innen die  Reform als  „politischen Durchbruch“  feiern,
sehen sich Geflüchtete mit neuen riesigen Einschnitten in ihre Freiheit und
Sicherheit  konfrontiert.  Faktisch  Gefängnisse,  sogenannte  „Asylzentren“,
so l len  schon  jetzt  an  den  EU-Außengrenzen  dafür  sorgen,
Antragsteller_Innen auf Asyl – darunter auch Familien mit Kindern – bis zu
drei Monate unter miserablen humanitären und hygienischen Bedingungen
auf  engstem  Raum  festzuhalten,  um  sie  möglichst  schnell  wieder
abzuschieben.  In  den  Asylzentren  festgehaltene  Geflüchtete  werden
umfangreich registriert  und identifiziert.  Diese Daten sollen in einer EU-
Datenbank  gesammelt  und  gesichert  werden,  auf  die  alle  Asyl-  und
Strafverfolgungsbehörden  der  EU-Staaten  Zugriff  erhalten.  Versprochen
wird sich dadurch eine Verhinderung von sogenannter „Sekundärmigration“,
also die Chance auf Asyl in einem anderen EU-Land. Im gesamten Prozess
wird Asylsuchenden der Zugang zu Asylberatung oder rechtlichem Beistand
verwehrt. Die EU-Staaten lassen Geflüchtete an den Außengrenzen spüren,
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dass  sie  in  der  Festung  Europa  nicht  erwünscht  sind.  Insbesondere
Menschen aus vermeintlich „sicheren Herkunftsstaaten“ (z. B. Türkei, Indien
oder Tunesien) werden so schnell wie möglich dorthin abgeschoben. Auch für
Menschen aus Staaten, auf die diese Kategorie nicht zutrifft, finden die EU-
Innenminister_Innen einen Weg, der an einem Asyl für diese vorbeiführt. Die
Reform besagt, dass nun auch eine Abschiebung in ein „sicheres Drittland“,
welches auf dem Fluchtweg passiert worden ist oder auf andere Weise mit
der geflüchteten Person assoziiert wird (z.B. über entfernte Verwandtschaft),
möglich sei.

Widerstand in Basis von SPD und Grünen?
Für uns steht fest: Die geplante Asylrechts-„Reform“ ist nicht tolerierbar.
Doch wie sehen das SPD und Grüne? Auch hier ist der Rechtsruck mal wieder
deutlich zu spüren. Während 2020 die SPD-Bundestagsfraktion noch die EU-
Asylrechtsreform  mitsamt  „Massenlager[n]  an  der  EU-Außengrenze”  und
einem „abgeschwächten Asylverfahren” ablehnte, zeigen sie heute ein ganz
anderes  Gesicht.  Auch  die  Grünen  beweisen  durch  ihre  diesjährige
Zustimmung,  dass  Menschenleben  für  sie  einen  geringeren  Stellenwert
haben, als die imperialistischen Interessen Deutschlands und der EU. Gibt es
denn gar keinen Widerstand innerhalb der Parteien? Doch, aber einen sehr
verhaltenen –  24  Abgeordnete  der  SPD und der  Grünen sowie  ein  paar
wenige aus den Landtagen sprachen sich gegen die Reform aus – die Politik
tragen sie jedoch faktisch mit. Für uns ist klar: Es handelt sich hierbei um
gezielte Verteidigung des Kapitals vertreten durch die Politiker_Innen.

Die Linkspartei  ist  die einzige Partei,  welche die Reform konsequent als
Angriff  auf  die Menschenrechte begreift  und diese folglich ablehnt.  CDU
sowie  CSU bilden  dazu  das  Gegenstück:  Sie  bezeichnen  die  Reform als
„guten  Schritt“,  dem  weitere  folgen  sollten.  Dass  der  AfD  auch  eine
Aushebelung  des  Asylrechts  nicht  weit  genug  geht,  ist  leider  nicht
überraschend.

Es  ist  unsere  Aufgabe,  eine  Bewegung,  deren  Ziel  die  Bekämpfung  der
menschenverachtenden Asylgesetze ist, aufzubauen.



Wir  müssen  für  ein  uneingeschränktes  Asylrecht  kämpfen!  Es  braucht
Massenbewegungen,  welche  sich  auf  antirassistische  Organisationen,
Migrant_Innenorganisationen und Organisationen der Arbeiter_Innenklasse
stützen.  Dabei  müssen  wir  die  Abgeordneten,  welche  sich  gegen  diesen
rassistischen  Hammer  ausgesprochen  haben,  dazu  aufrufen,  solch  eine
Mobilisierung zu unterstützen – nicht nur deutschlandweit, nicht nur EU-
weit, sondern weltweit!

Abkommen mit Tunesien
Als sei dieser rassistische Angriff noch nicht ausreichend, so schloss die EU
vor Kurzem eine Vereinbarung mit Tunesien, welche auch ein Abkommen zur
Begrenzung der Migration über das Mittelmeer beinhaltet. Für das Vorgehen
gegen „Schlepper“ und „illegale Überfahrten“ sicherte die EU Tunesien 100
Millionen Euro zu. Versprochen wird sich, das „zynische Geschäftsmodell von
Schmugglern und Menschenhändlern zu brechen“, so von der Leyen. Die
Koalition in  Berlin  sprach „volle  Unterstützung“ für  das  Abkommen aus,
während vereinzelte Stimmen aus den Grünen Bedenken äußerten, aber auch
hier die Entscheidung letztendlich mittrugen. Dass Kritik seitens der Grünen
vor allem Bedenken wie eine nicht gelungene Bindung des globalen Südens
an die EU und verfehlte Zurückdrängung des russischen Einflusses in Afrika
beinhaltet,  zeigt,  dass  es  den  Grünen  auch  hier  in  erster  Linie  um die
imperialistischen Interessen Deutschlands  und der  EU und nicht  um die
Rettung von Menschenleben geht.  Konsequenter sieht es bei den Linken aus,
doch auch diese Partei schafft es nicht, sich ernsthaft gegen die Abmachung
mit Tunesien zu stellen.

Gegen  die  Reform  –  für  die  Vereinigten
sozialistischen  Staaten!
Statt  der  menschenverachtenden  EU-Außenpolitik  braucht  es  eine
menschenwürdige Alternative in der Hand von Arbeiter_Innen, Geflüchteten
und anderen unterdrückten Menschengruppen und deshalb fordern wir:

Volles Asylrecht  für  alle  Geflüchtete!  Nein zu allen Einreise-  und



Aufenthaltsbeschränkungen  sowie  Abschiebungen!  Für  offene
Grenzen!
Ein Recht auf Arbeit und freie Wahl des Wohnortes für alle!
Gleicher Lohn und gleiche demokratische Rechte, unabhängig von
Hautfarbe, Nationalität, Religion oder Staatsangehörigkeit!
Volle Staatsbürger_Innenrechte für alle, inklusive des passiven wie
des aktiven Wahlrechts!
Statt des Europas der Imperialist_Innen ein Europa des Widerstands,
der  Unterdrückten  und  Ausgebeuteten!  Für  die  Vereinigten
Sozialistischen  Staaten  Europas!

Solidarität mit den Geflüchteten
an  der  belarussisch-polnischen
Grenze!
Schon am 2. September diesen Jahres rief der polnische Präsident Andrzej
Duda den Notstand an der Grenze zu Belarus aus.  Zu diesem Zeitpunkt
waren es vor allem Menschen aus Afghanistan, die

vor der Machtübernahme der Taliban flüchteten. Auch die Grenzen zu den
weiteren  EU-Nachbarstaaten  zu  Belarus,  Litauen  und  Lettland  wurden
vermehrt  abgesichert.  Zu  diesem Zeitpunkt  hatte  das  Ganze  noch  keine
große Aufmerksamkeit.

Jetzt  eskalierte  die  Situation.  Etwa  4000  Menschen  harren  aktuell  bei
Temperaturen  um den  Nullpunkt  im  polnisch-belarussischen  Grenzgebiet
aus. Auf polnischer Seite steht ihnen ein extra aufgebauter Grenzzaun und
etwa  16000  Soldat_innen  gegenüber.  Und  hinter  ihnen  belarussische
Soldat_innen,  die  die  Menschen dazu  drängen,  die  Grenze  irgendwie  zu
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überwinden.

Aufgrund  des  verhängten  Notstands  durften  zunächst  auch  keine
Hilfsorganisationen das Gebiet betreten, um die Menschen zu versorgen. Erst
nach mehreren Tagen durften erstmals Helfer_innen zu ihnen. Inzwischen
sind  deshalb  mindestens  10  Personen  an  der  Grenze  gestorben.  Viele
Menschen  wurden  auch  beim  Versuch  die  Grenze  zu  überqueren  von
Grenzsoldat_innen verletzt. Ein Vertreter von Ärzte ohne Grenzen berichtet:
„Ich habe Menschen mit Verletzungen gesehen, verursacht durch Schläge
mit Gewehrkolben, Tritten in die Rippen, Spuren von Elektroschockern im
Nacken.“

Wie konnte es so weit kommen?

Blickt man auf die geographische Lage stellt sich zunächst einmal die Frage,
wie  die  Menschen  aus  dem Nahen  Osten  (aktuell  kommen  die  meisten
Geflüchteten an der polnischen Grenze aus Syrien und Irak) nach Belarus
kommen.  Bisher  waren  eher  die  Fluchtrouten  über  die  Türkei  oder  das
Mittelmeer bekannt.

Dazu müssen wir noch weiter zurück ins Jahr 2020 blicken, als in Belarus
gewählt wurde. Am 9. August reklamierte Alexander Lukaschenko bei einer
dreist manipulierten Wahl einen Erdrutschsieg für sich. Die Menschen in
Belarus reagierten mit Protesten. Die EU verhängte Sanktionen. Der Vorwurf
lautet  nun:  Lukaschenko  schleust  bewusst  Geflüchtete  an  die  EU-
Außengrenze,  um damit  die  EU unter  Druck  zu  setzen.  Und tatsächlich
klangen seine Worte am 26. Mai sehr stark nach einer Drohung: „Bis jetzt
haben wir Migranten und Drogen gestoppt. Jetzt werdet ihr selbst die Drogen
fressen  und  die  Migranten  einfangen.“  Als  Vorbild  galt  ihm  dabei
wahrscheinlich der türkische Präsident Erdogan, der im März 2020 ebenfalls
ankündigte, dass er „die Toren öffnen werde“. Anschließend gab es an der
griechischen  Grenze  ähnliche  Bilder  wie  jetzt  an  der  polnischen,  was
letztendlich dazu führte, dass das Abkommen mit der Türkei zur Abwehr von
Geflüchteten zu Gunsten der Türkei erneuert wurde. Und auch aktuell hat
die Türkei wohl wieder ihre Finger mit im Spiel, denn eine der Flugrouten,
über die die Menschen nach Belarus gebracht werden, geht über Istanbul.



Also sind Lukaschenko und Erdogan schuld, dass Menschen an der Grenze zu
Polen sterben?

Die meisten deutschen bürgerlichen Medien sind sich in der Frage einig.
Zeitonline, die sich in der

Medienlandschaft neben BILD und Welt doch eher links befinden, schreibt:
„Polen wird angegriffen. Daran besteht kein Zweifel. Es ist auch klar, wer der
Angreifer ist: Alexander Lukaschenko“ und sie fordern volle Solidarität für
Polen bei  der „Verteidigung der EU“.  Diesen Forderungen,  die auch auf
jedem AfD-Plakat stehen könnten, müssen wir auf jeden Fall  entschieden
entgegentreten.

Die Rolle Lukaschenkos

Um ein  besseres  Bild  von  der  Situation  zu  bekommen,  müssen  wir  uns
zunächst  mit  der  Lage in  Belarus  auseinandersetzen.  Wir  hatten  bereits
davon gesprochen, dass der Präsident Lukaschenko im letzten Jahr massiv in
die Wahlen eingegriffen hat. Westliche Medien betiteln ihn, unter anderem
deshalb, als den „letzten Diktator der EU“. Sehen wir das auch so?

Auf  jeden Fall  ist  das Regime in  Belarus ein sehr autoritäres.  Trotzdem
würden wir nicht von einer

„Diktatur“ sprechen. Leo Trotzki prägte für solche Regime den Begriff des
„Bonapart ismus“ .  Der  Begr i f f  beschre ibt ,  dass  wenn  s ich
Arbeiter_Innenklasse  und  Kapitalist_Innen  in  Klassenkämpfen  so  sehr
aufgerieben  haben,  dass  weder  die  eine  noch  die  andere  die  Macht
übernehmen kann, ein_e Herrscher_in an die Macht kommen kann, der_die
diesen Klassenkampf befriedet, eine gewisse Beliebtheit in allen Schichten
hat und verbindend über ihnen steht – ein Bonaparte.

In Belarus ist der Ursprung dieses Regimes im Zerfall der UdSSR und die
Unabhängigkeit  1991  zu  finden.  Als  einziger  Staat  unter  denen  der
ehemaligen  UdSSR und  des  Ostblocks  hat  sich  Belarus  bisher  der  neo-
liberalen Schocktherapie entzogen, die die bürokratischen Planwirtschaften
zerstörte und zig Millionen Menschen in bittere Armut stürzte.



Stattdessen hat sich die Kaste der ehemaligen sowjetischen Bürokrat_innen –
Lukaschenko  selbst  ist  ehemaliger  Leiter  einer  Kolchose  –  in  nationale
Verwalter_innen  staatlicher  kapitalistischer  Unternehmen verwandelt  und
erfolgreich die Macht an der Spitze einer immer zu einem großen

Teil staatseigenen Wirtschaft konsolidiert.

Wir unterstützen dabei Bewegungen, die sich gegen das autoritäre Regime
richten und für demokratische Forderungen einstehen. Gleichzeitig müssen
wir aber auch verhindern, dass sich das Land imperialistischen Interessen
durch die EU, USA oder auch Russland unterordnet.

Auch in der aktuellen Situation muss klar gesagt werden, dass das Vorgehen
Lukaschenkos,  Menschen bewusst  in  diese  Situation  zu  bringen,  klar  zu
kritisieren ist.  Denn klar  ist,  dass er  das nicht  macht,  um Menschen zu
helfen, sondern um seine eigenen Machtinteressen durchzusetzen. Er nutzt
also wirklich die Geflüchteten als „hybride Waffe“,  wie es die westlichen
Medien ihm vorwerfen.

Bleiben allerdings die Fragen:
Warum stellen 4000 Hilfe suchende Menschen für die EU eine „Waffe“ da?
Und wie können wir dagegen kämpfen?

Die Lage der Flüchtenden

Die Menschen, die da an der Grenze zu Polen sind, sind nicht „die Armee von
Belarus“, wie es in den bürgerlichen Medien suggeriert wird. Nur weil sie
Unterstützung bei ihrer Flucht bekommen haben, heißt das nicht, dass sie
keinen wirklichen Grund haben, ihre Heimat zu verlassen. Unter den

Geflüchteten befinden sich besonders viele Kurd_innen und Jesid_innen. In
den kurdischen

Gebieten kommt es immer wieder zu militärischen Auseinandersetzungen. In
Nordsyrien gab es seit 2016 drei militärische Interventionen gegen die YPG
durch die Türkei und aktuell droht Erdogan mit der Nächsten. Im Nordirak
greift die Türkei aktuell Stellungen der PKK an, wobei sie wahrscheinlich



auch Giftgas eingesetzt  hat.  Dazu kommt eine Wirtschaftskrise,  verstärkt
durch die Corona-Pandemie.

Ein  anderer  großer  Teil  der  Flüchtenden  kommt  aus  Afghanistan.  Zur
Situation in Afghanistan, auch speziell zur Flucht, haben wir bereits eigene
Artikel geschrieben.

Die Rolle der EU

Es ist also kein Wunder, dass Menschen sich Hoffnung machen in einem
imperialistischen  Staat  wie  Deutschland  ein  neues  Leben  anfangen  zu
können, weil hier oftmals die Lebensbedingungen in jeglicher Hinsicht besser
erscheinen.

Doch  wie  die  Situation  in  Polen  und  die  Reaktionen  aus  Brüssel  und
Deutschland zeigen, hat niemand der Entscheidungsträger_innen in der EU
ein Interesse daran, den Menschen auf der Flucht zu helfen. Ihr Interesse
besteht darin, sich auf der imperialistischen Weltbühne durchzusetzen. Das
heißt  jetzt  die  Festung  Europa  aufrechtzuhalten  und  sich  nicht  von
Lukaschenko „einschüchtern zu lassen“. Dabei scheut sie auch nicht zurück
internationales Menschenrecht zu brechen, denn danach hat jeder Mensch
das Recht Asyl zu beantragen. Um das zu umgehen und die Pushbacks an den
Grenzen zu legalisieren, hatte Polen extra ihre Gesetze geändert. Trotzdem
bleibt es internationales Recht was hier gebrochen wird. Auch die EU nutzt
also  die  Menschen  in  Not  um  ihr  politisches  Interesse,  Druck  auf
Lukaschenko  auszuüben,  durchzusetzen.

Wie können wir dagegen Kämpfen?

Die Situation der Menschen an und in den Grenzen Europas ist verheerend
und es ist richtig und wichtig, dass es Demonstrationen dagegen und für die
Aufnahme aller  flüchtender  Menschen gibt.  Dabei  ist  die  Forderung der
Staatsbürger_innenrechte für  alle  wichtig,  denn der Kapitalismus hat  ein
Interesse daran, dass dieses willkürlich gewählte System zur Unterscheidung
zwischen  Staatsbürger_innen  und  Nicht-Staatsbürger_innen
aufrechtzuerhalten, um damit den nationalen Binnenmarkt und damit den
Nationalstaat zu schützen. Jeder Mensch sollte das Recht haben, aus welchen



Gründen auch immer dieser fliehen sollte, sei es vor Krieg, Verelendung,
Armut, Hunger, Klimakatastrophen oder politischer Verfolgung, dort zu leben
und  zu  wohnen,  wo  er  möchte  und  gleichzeitig  die  gleichen  Rechte  zu
besitzen!  Wir  dürfen  uns  im  Kampf  gegen  dieses  Schachspiel  der
imperialistischen Staaten, deren Interesse eher darin liegt, Lukaschenko und
seine  russischen  Partner  mattzusetzen,  nicht  darauf  einlassen  und
Hoffnungen in die EU oder in die Nationalstaaten setzen. Wir müssen als
Arbeiter_innenklasse, egal ob in Polen, Lettland oder Deutschland auf die
Seite der Menschen stellen, die sich im Niemandsland befinden.

Öffnung der Grenzen, Nieder mit Frontex und Co.
Nicht nur Bleiberecht für alle, sondern Staatsbürger_Innenrechte für
alle dort, wo sie leben wollen!
Für eine Arbeiter_innen und Jugendbewegung die diese Forderungen
erkämpft!

Die Rolle des Imperialismus

Letztlich  müssen  wir  uns  aber,  um  die  oben  aufgestellten  Fragen
beantworten zu können, unser gesamtes Gesellschaftssystem anschauen. Das
kann an dieser Stelle nur angerissen werden mit dem Verweis auf andere
Artikel oder unser Programm, wo wir uns mit einem ganzen Kapitel dem
Imperialismus gewidmet haben.

Nahezu  jeder  Fleck  Erde  ist  inzwischen  der  kapitalistischen
Verwertungslogik  unterworfen.  Es  wird  über  die  ganze  Welt  Handel
betrieben,  es  existiert  also  ein  Weltmarkt.  Trotzdem  brauchen  die
internationalen Unternehmen einen nationalen Binnenmarkt und damit einen
Nationalstaat.  Der  Kapitalismus hat  also  ein  Interesse,  dieses  willkürlich
gewählte  System  zur  Unterscheidung  zwischen  Staatsbürger_innen  und
Nicht-Staatsbürger_innen  aufrecht  zu  halten.

Die Regierungen der Nationen können es also nicht einfach so zulassen, dass
Menschen den Ort, an dem sie leben wollen, selbst aussuchen. Dazu kommt,
dass die einzelnen Nationen nicht gleichgestellt auf dem Weltmarkt agieren.
In der Entwicklung des Kapitalismus haben sich „imperialistische Staaten“,
wie die USA oder auch Deutschland herausgebildet, die eine viel größere



Wirtschaftsmacht haben, als es zum Beispiel Länder auf dem afrikanischen
Kontinent  haben.  Die  anderen  Staaten  stehen  dabei  in  einer  enormen
Abhängigkeit zu den imperialistischen Staaten. Früher zeigte sich dies sehr
direkt  im  Kolonialismus,  heute  wird  die  Macht  eher  indirekt  durch
wirtschaftliche  Zwänge  ausgeübt,  weshalb  wir  auch  von  „Halb-Kolonien“
sprechen.  Dies  führte  zu  einer  weltweiten  Arbeitsteilung,  in  der  Halb-
Kolonien grob gesagt die „Drecksarbeit“ für geringen Lohn machen, während
die  Unternehmen  in  den  imperialistischen  Zentren  durch  diese
Überausbeutung in der Lage sind, kleiner Zugeständnisse an die heimische
Arbeiter_innenklasse zu machen.

Dies ist auch der Keim des modernen Rassismus, da sich die Menschen in
den imperialistischen Zentren, durch den ständigen Konkurrenzkampf aber
auch  durch  Krisen  im  Kapitalismus,  in  ihrem  „stabilen  Leben“  bedroht
fühlen. Die Schuld dafür wird nicht im Wesen des Kapitalismus, sondern in
der Bedrohung durch Einwanderung gefunden. Genau das wirkt aktuell auch
bei der Frage, warum sich die Menschen in Deutschland nicht massenhaft für
die Aufnahme der Geflüchteten einsetzen.

Dazu  kommt,  dass  die  „imperialistischen  Länder“  kein  gemeinsames
Interesse haben, sondern ständig in Konkurrenz stehen ihre wirtschaftliche
Macht  gegen  andere  auszuweiten  oder  zu  verteidigen.  Oder  neue,
wirtschaftlich  aufstrebende,  Nationen  probieren  sich  gegen  die

„etablierten“ Imperialist_innen zu behaupten.

Das führt immer wieder zu Kriegen, was zur Flucht von Menschen aus diesen
Regionen  führt.  Auch  andere  Fluchtursachen,  wie  Hunger  und  der
Klimawandel hängen eng damit zusammen. Dementsprechend muss es unser
Ziel, das imperialistische Weltsystem und die Ungerechtigkeit als Ganzes zu
überwinden, um all diese Probleme zu lösen!


